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Die Bedeutung wissenschaftlicher Evidenz für 
die Arbeit des Bundestags
Es gibt in Deutschland bisher wenige Erhebungen dazu, wie Politiker:innen wissenschaftliche 
Erkenntnisse für ihre Arbeit nutzen. Um diese Kenntnislücke zu füllen, hat die Nationale 
Akademie der Wissenschaften Leopoldina eine Erhebung beauftragt, die sich an die Mitglieder 
des Deutschen Bundestags und ihre Mitarbeitenden richtet. Die Ergebnisse der Befragung 
werden in diesem Beitrag präsentiert.

© Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Die Coronapandemie hat gezeigt, dass wissenschaftliche 
Politikberatung einen wichtigen Beitrag zur Vorbereitung 
politischer Entscheidungsfi ndung leisten kann. Das gilt 
besonders in Krisensituationen, aber auch im Umgang 
mit Herausforderungen, die sich über längere Zeiträume 
aufbauen und wirken, seien es die Klimakrise, die Stabili-
tät der Finanzmärkte, der demografi sche Wandel oder die 
Sicherung der Energieversorgung.

Damit wissenschaftliche Beratung wirksam unterstüt-
zen kann, muss sie von den Adressat:innen gehört und 
verstanden werden. Wie gut dies in Deutschland bisher 
gelingt, darüber wissen wir nicht viel. Um diese Kennt-
nislücke zu füllen, hat die Nationale Akademie der Wis-
senschaften Leopoldina eine Erhebung beauftragt, die 
sich an die Mitglieder des Deutschen Bundestages (MdB) 
und ihre Mitarbeitenden richtet. Ziel der Erhebung war es 
Informationen über die Kommunikationsbedarfe der Re-

zipienten wissenschaftlicher Beratung zu gewinnen, An-
satzpunkte zu identifi zieren, um den Beratungsprozess zu 
professionalisieren und so die Kommunikation zwischen 
Wissenschaft und Bundestag zu verbessern und eine 
stärker evidenzbasierte Politik zu ermöglichen.

Diese Erhebung ist in eine internationale Literatur einge-
bettet, die sich mit der Stärkung der Evidenzbasierung der 
Politik beschäftigt. Hierbei sind die Bemühungen der Oba-
ma-Regierung in den USA bemerkenswert; der Bericht von 
Abraham et al. (2017) leitet eine Vielzahl von Empfehlungen 
ab, um die Vernetzung von Forschung und Administration zu 
verbessern. Avey und Desch (2014) führten eine Befragung 
politischer Entscheidungsträger:innen in den USA durch. 
Ihre Studie zeigte, dass diese zwar die wissenschaftliche 
Diskussion verfolgen, die Herausforderung jedoch oft in der 
Übersetzung der Ergebnisse in die politische Praxis liegt. 
Die Untersuchung von Rose et al. (2020), die auf einer Be-
fragung des britischen Parlaments beruht, identifi zierte vier 
zentrale Faktoren für die Nutzung wissenschaftlicher Evi-
denz durch Parlamentsangehörige: Glaubwürdigkeit, Rele-
vanz, Zugänglichkeit und glückliches Timing. Die Ergebnisse 
dieser Studie sind mit unseren Befunden gut vergleichbar: 
Auch in Deutschland sind politische Repräsentant:innen im 
Parlament ebenso wie ihre Mitarbeitenden gegenüber wis-
senschaftlichen Erkenntnissen aufgeschlossen und geben 
der Forschung einen hohen Stellenwert. Um diese Erkennt-
nisse eff ektiv zu kommunizieren, ist es aber notwendig, 
dass die Forschenden die Kommunikationsbedarfe und Ab-
läufe der Politik besser verstehen und in ihrer Kommunika-
tionsstrategie berücksichtigen. Für eine Verbesserung der 
Kommunikation könnte es hilfreich sein, off ene Kommuni-
kationsplattformen zu etablieren, die niedrigschwellige Kon-
taktaufnahme und Austausch ermöglichen.

Vorgehensweise

In der Zeit vom 26.1.2021 bis zum 26.2.2021 wurden die 709 
Mitglieder des damaligen Bundestages und ihre Mitarbei-
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tenden zu ihrer Nutzung wissenschaftlicher Evidenz für ih-
re eigene Arbeit befragt. Die Erhebung wurde von der ISG 
(Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik) GmbH 
durchgeführt. Die Adressat:innen wurden elektronisch kon-
taktiert und zum Ausfüllen eines Online-Fragebogens einge-
laden. Dem ging ein Unterstützungsschreiben des Bundes-
tagspräsidenten voraus. Ebenso waren die Fraktionsvor-
sitzenden vorab informiert und um Unterstützung gebeten 
worden. Der in Fokusgruppen getestete Fragebogen war für 
die MdB und ihre Mitarbeitenden nahezu identisch.1 Drei Er-
innerungsmails in Kombination mit telefonischen Nachfas-
saktionen führten zu einem sehr guten Rücklauf. 33 % der 
MdB beteiligten sich an der Befragung, ca. 20 % beantwor-
teten den Fragebogen vollständig. Zusätzlich gingen 259 
vollständig ausgefüllte Fragebögen der Mitarbeitenden in 
die Auswertung ein. Die Auswertung der Befragungsergeb-
nisse erfolgte gruppenspezifi sch. Die antwortenden MdB 
sind der Grundgesamtheit aller Mitglieder des Bundestages 
in Bezug auf Geschlechterverteilung, Zugehörigkeitsdauer 
zum Bundestag und Verteilung auf die Fraktionen sehr ähn-
lich. Es gibt insofern keinen Hinweis auf mangelnde Reprä-
sentativität. Daher wurde bei der Auswertung der Antworten 
auf die Verwendung von Gewichtungen verzichtet.

Zentrale Ergebnisse der Befragung

Befragt nach Informationsquellen für ihre fachliche Arbeit 
verweisen alle Antwortenden zunächst auf klassische Me-
dien (Presse, Funk, TV), gefolgt von sozialen Medien (MdB) 
bzw. Veröff entlichungen von NGOs (Mitarbeitende) und 
der Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages. Als Zu-
gangsquelle für spezifi sch wissenschaftliche Informationen 
geben beide Gruppen, MdB und Mitarbeitende, wieder-
um die Wissenschaftlichen Dienste aber auch politische 
Stiftungen an. Vielfach liegt eine hochfrequente Nutzung 
dieser Quellen vor. Mehr als die Hälfte der MdB und der 
Mitarbeitenden geben an, wissenschaftliche Erkenntnisse 
mindestens mehrmals pro Woche zu nutzen. Dabei sind für 
alle Befragten thematisch und redaktionell aufbereitete Er-
gebnisse besonders relevant (im Vergleich zu Analysen, zu 
Gesetzen, Auswertungen von Datenerhebungen oder ver-
gleichenden Analysen wissenschaftlicher Studien).

Zeitmangel ist für beide Gruppen das zentrale Hemmnis 
für die verstärkte Nutzung wissenschaftlicher Erkenntnis-
se (70 % der MdB und 80 % der Mitarbeitenden). Nur halb 
so häufi g werden die Faktoren fehlendes politisches Ver-
ständnis bei Wissenschaftler:innen, mangelnde Nutzbar-
keit für konkrete Entscheidungsprozesse und mangelnde 
Verständlichkeit als Hemmnisse für die Nutzung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse benannt.

1 Vgl. Seidel et al. (2021)  für Details zu Erhebung und Methodenberichte.

Gleichzeitig genießt die Wissenschaft hohes Vertrauen in 
beiden Gruppen. Auf einer 5-er Skala geben 59 von 142 
MdB und 166 von 256 Mitarbeitenden die höchste Stu-
fe der Vertrauenswürdigkeit an, wenn es um mit wissen-
schaftlichen Methoden gewonnene Erkenntnisse geht. 
Interessant sind allerdings Unterschiede zwischen den 
Fraktionen. Der Anteil der MdB mit hohem Vertrauen in 
wissenschaftliche Erkenntnisse ist bei den Fraktionen 
der Grünen und der CDU/CSU höher als bei den anderen 
Fraktionen, bei den Fraktionen der Linkspartei und der 
AfD hingegen deutlich unterdurchschnittlich.

Beim Stellenwert wissenschaftlicher Erkenntnisse bei der 
parlamentarischen Arbeit im Vergleich zu anderen Faktoren 
der Entscheidungsfi ndung fallen die Antworten ähnlich po-
sitiv aus. 127 von 142 MdB geben einen hohen Stellenwert 
in der Kategorie vier oder fünf von fünf an. Unter den Mitar-
beitenden sind es 208 von 256. Beide Gruppen geben an, 
dass wissenschaftliche Erkenntnisse angemessen (68/142 
und 122/256) und teilweise zu wenig (55/142 und 105/256) in 
politischen Entscheidungsprozessen berücksichtigt werden. 
Immerhin 18 von 142 MdB kommen allerdings zur Einschät-
zung, dass wissenschaftliche Erkenntnisse zu stark berück-
sichtigt werden. Große Zustimmung fi nden die Aussagen 
„Wissenschaftliche Erkenntnisse können neue Perspektiven 
eröff nen“ und „Politische Entscheidungen sollten auch auf 
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen“. Am stärksten 
ist die Zustimmung bei den MdBs der Grünen. Ebenso fi ndet 
die Position, dass Wissenschaftler:innen sich öff entlich zu 
Wort melden sollten, große Zustimmung. Keine Zustimmung 
fi ndet die Aussage, dass sich wissenschaftliche Publikatio-
nen stärker an der politischen Relevanz ausrichten sollten.

Bei der Aufbereitung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
sind sich die Befragten einig, dass dies in verständlicher 
und komprimierter Form geschehen sollte. Dabei sind klar 
strukturierte, kurze und verständliche Darstellungen ge-
wünscht. Einfache Sprache und grafi sche Aufbereitung der 
Inhalte werden geschätzt. Forschende sollten die Untersu-
chungen ergebnisoff en und unvoreingenommen angehen 
und darauf achten, abgeleitete Handlungsempfehlungen 
getrennt von den Erkenntnissen der Studie zu präsentieren. 
Anders als die MdB sind die Mitarbeitenden auch an ver-
ständlich aufbereiteten längeren Darstellungen interessiert.

Ein Austausch2 zu den Befragungsergebnissen zwischen Mit-
gliedern des Bundestages und Vertreter:innen verschiedener 
Wissenschaftsorganisationen, die teilweise mit Politikbera-
tung und Transferaufgaben betraut sind, ergab zusätzliche 
Einsichten. Dabei fanden Detailergebnisse, wie etwa, dass 
die Rezeption wissenschaftlicher Ergebnisse bei langjährigen 

2 Der Workshop „Der Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in Legislati-
ve und Exekutive“ fand am 21.2.2022 auf Einladung der Leopoldina statt.
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MdB eine geringere Aufmerksamkeit erfährt als bei den Neu-
mitgliedern des Bundestages, breite Bestätigung. Es wurde 
deutlich, dass die unterschiedlichen Bedarfe der Politik – Zu-
gang zu Orientierungswissen und dialogischer Austausch zu 
spezifi schen Themen – in den Kommunikationsangeboten 
der Wissenschaft gespiegelt werden sollten. Dies gilt vor 
allem vor dem Hintergrund, dass weniger ein Unter- als ein 
Überangebot wissenschaftlicher Beratung herrsche und vor 
allem der durchdringe, der nicht nur durch die Qualität der 
Forschung, sondern auch der Aufbereitung heraussteche.

Ein wichtiger Beitrag der Wissenschaft liegt darin, die 
Erkenntnisse so aufzubereiten, dass sie in unterschied-
lichen Vertiefungen aufgenommen werden können. Hilf-
reich können gestufte Angebote sein, die bei thematischen 
Stichworthinweisen beginnen, Kurzdarstellungen anbie-
ten und ebenso Langtexte zur Verfügung stellen. Mit ei-
nem breit gefächerten Angebot können unterschiedlichen 
Rezipient:innen mit ihren jeweiligen zeitlichen Grenzen 
und inhaltlichen Bedarfen abgeholt werden, die für MdBs 
und deren wissenschaftliche Mitarbeitende unterschied-
lich sind. Visualisierungen der Ergebnisse können dabei 
einen deutlichen Mehrwert schaff en. Eine eff ektive Aus-
gestaltung solcher Formate setzt indes voraus, dass For-
schende in der Lage sind, die Perspektive der politischen 
Entscheidungsträger:innen einzunehmen. Hier liegt eine 
wichtige Transferaufgabe für Forschende, Hochschulen und 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen.

Es besteht Konsens, dass es sinnvoll wäre, Forschende 
in der Wissenschaftskommunikation zu schulen; dabei 
können angemessene Anreize zur Wissenschaftskom-
munikation durchaus nützlich sein. Viele Forschende sind 
intrinsisch motiviert, aber es fehlt ihnen an Zeit, am erfor-
derlichen Instrumentarium und/oder an Kanälen, um mit 
eigenen Erkenntnissen vernehmbar nach außen zu treten. 
Hierzu gehört eine zielgruppengerechte Sprache bei der 
Übermittlung von Forschungsinhalten und ein Verständ-
nis für den unterschiedlichen Auftrag und die verschiede-
nen Abläufe in den Welten von Wissenschaft und Politik. 
Während Forschung und Wissenschaft fragen, „wie“ Pro-
zesse funktionieren und nach welchen Mechanismen sie 
ablaufen, steht im politischen Diskurs die Frage nach den 
Zielen dieser Prozesse und dem „was soll erreicht wer-
den“ im Vordergrund. Ein klares Verständnis dieser Auf-
gaben und Abläufe von Politik und Verwaltung ist Voraus-

setzung für eine wirksame Kommunikation aufseiten von 
Wissenschaft und Forschung.

Neben der Aufbereitung und Präsentation von Inhalten be-
steht eine weitere Herausforderung darin, Kommunikati-
onskanäle und -formate zu fi nden, über die ein Austausch 
initiiert werden kann. Hier fehlt vielfach ein Portal oder 
eine Plattform, über die sowohl Ansprechpartner:innen 
gefunden und/oder thematisch sortierte Inhalte abgeru-
fen werden können. Die Lösung kann nicht darin beste-
hen, immer neue Webseiten mit vereinzelten Informatio-
nen einzurichten. Vielmehr müssten neue, aggregierende 
Formate zur direkten Kontaktaufnahme z. B. über Plattfor-
men attraktiv ausgestaltet werden.

Fazit

Drei Lehren lassen sich aus der Erhebung und dem 
Austausch zu den Ergebnissen ziehen: Für eine eff ekti-
ve Kommunikation wissenschaftlicher Erkenntnisse, ist 
es erstens erforderlich, dass die Forschenden die Kom-
munikationsbedarfe und Abläufe der Politik besser ver-
stehen und in ihrer Kommunikationsstrategie berück-
sichtigen. Für eine Verbesserung der Kommunikation 
und Diversifi zierung der Ansprechpartner:innen kann es 
zweitens hilfreich sein, off ene Kommunikationsplattfor-
men zu etablieren, die niedrigschwellige Kontaktaufnah-
me und Austausch ermöglichen. Drittens sind politische 
Repräsentant:innen im Parlament ebenso wie ihre Mitar-
beitenden gegenüber wissenschaftlichen Erkenntnissen 
aufgeschlossen und geben der Forschung einen hohen 
Stellenwert. Daran sollte sich doch anknüpfen lassen.
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